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Umbau zur Luxusimmobilie

Quelle: Kaufverträge; Grafik: Tiroler Tageszeitung

Ursprünglich bestand die Liegenschaft in Aurauch nur aus einem kleinen 
Erdgeschoß. Nach dem Neubau wurde sie zur Luxusimmobilie.

Von Peter Nindler

Aurach – Aus einer kleinen 
30 Quadratmeter großen, nur 
aus einem Erdgeschoß beste-
henden Liegenschaft im Frei-
land wird innerhalb von drei 
Jahren eine Luxus-Immobi-
lie. Solche Geschichten wer-
den vorwiegend in der Re-
gion Kitzbühel geschrieben. 
Wie jetzt in Aurach. 

Just für die kleine „Hütte“ 
hat die Gemeinde Aurach 2012 
die Zulässigkeit zur Verwen-
dung eines Freizeitwohnsitzes 
bescheidmäßig festgestellt. Sie 

Aus Hütte im Wald wird Luxus-Chalet
Innerhalb von vier Jahren wurde ein kleines Häuschen im Freiland viermal verkauft. Jetzt ist der Freizeitwohnsitz 

eine Einliegerwohnung in einem neu gebauten Luxus-Chalet. Ein deutscher Top-Manager hat es erworben.

Mit Luxus wurde beim Neubau der ursprünglich einfachen Hütte wie bei 
diesem Chalet (Symbolfoto) nicht gespart. � Foto: iStock

wurde dann 2023 abgerissen, 
auf dem Grundstück (202 Qua-
dratmeter) ein Luxus-Chalet 
mit einer Wohnnutzfläche von 
172 Quadratmetern in „mas-
siver Bauweise“ errichtet und 
der gewidmete Freizeitwohn-
sitz als Einlieger-Wohnung in 
das neue Gebäude integriert. 
Mit drei Schlafzimmern inklu-
sive „Bad en Suite“, komfor-
tablen Terrassen- und Balkon-
flächen, Wellnessbereich mit 
Relaxzone und Sauna sowie ei-
nem hochwertigen Weinraum 
wurde das Landhaus schließ-
lich angepriesen.

Erworben hat die Villa im 
Wald im Vorjahr der Vorstand 
eines deutschen Technologie-
konzerns um 5,45 Mio. Euro. 
Sollte er in Aurach nicht sei-
nen Hauptwohnsitz begrün-
den, darf er nur die kleine 
Einlieger-Wohnung zu Ferien-
zwecken nützen. Für die rest-
liche Wohnfläche hat der Ma-
nager nämlich eine Erklärung 
abgegeben, dass „durch den 
beabsichtigten Rechtserwerb“ 
kein neuer Freizeitwohnsitz 
geschaffen wird.

Der Klubchef der Liste Fritz, 
Markus Sint, der bei Recher-

chen über Freizeitwohnsitze 
auf diesen Fall gestoßen ist, 
empfindet es als unverschämt, 
„wie die Tiroler Bevölkerung 
für dumm verkauft wird und 
wie der Bürgermeister als Bau-
behörde sich ein solches Mär-
chen erzählen lassen kann“. 
Nach dem Abbruch erteilte der 
Bürgermeister im Mai 2023 die 
Bewilligung für den größeren 
Neubau. Für eine Stellung-
nahme war BM Andreas Wur-
zenrainer nicht erreichbar.

Feriensitz als Goldnugget

Für Sint ist es lebensfremd, 
dass der Top-Manager in sei-
ne 30 Quadratmeter große 
Einliegerwohnung nach Au-
rach fährt und den Rest des 
Luxus-Chalets dann nicht 
nutzt. „Der kleine legale Frei-
zeitwohnsitz wird so zum 
Türöffner für den Freizeit-
wohnsitz im Luxus-Chalet. 
Eine hausgemachte Variante, 
um die Tiroler Freizeitwohn-
sitzgesetze möglicherweise zu 
umgehen.“ 

Im Nachhinein erweist sich 
der 2012 festgestellte kleine 
Freizeitwohnsitz im Freiland 
als wahres Goldnugget. „Die-
ser Deal zeigt, wie in Aurach 
aus einem Häuschen im Wald 
ein Luxus-Chalet wird, wie 
der Ausverkauf Tirols funkti-
oniert und wie mit Grund und 
Boden sowie Freizeitwohn-
sitzen im Land Millionen ge-
scheffelt werden“, nimmt der 
Liste-Fritz-Klubchef einmal 
mehr die Bodenpolitik der 
Regierung in die Pflicht.  

Aurach – Der Verkaufsrei-
gen des Bestandsgebäudes 
mit 30 Quadratmeter Wohn-
fläche beginnt im März 2021. 
Und wohl auch die Speku-
lation. Der aus Wien stam-
mende Besitzer veräußert 
es um 320.000 Euro an ein 
Ehepaar aus Bayern. Doch 
bereits eineinhalb Jahre spä-
ter haben diese das Interesse 
an dem kleinen Anwesen im 
Wald offenbar verloren.

Im September 2022 wurde 
ein Kaufvertrag aufgesetzt 
und das kleine Gebäude um 
jetzt 770.000 Euro an die 
Feyrsinger Bauträger GmbH 
verkauft. Wenige Monate 
später erfolgte Anfang 2023 
die Veräußerung an die 
Feyrsinger Lodges GmbH. 

Der Verkaufspreis hatte sich 
auf 1,665 Mio. Euro mehr als 

verdoppelt. Nach dem Neu-
bau mit Einliegerwohnung 
(Freizeitwohnsitz) erzielte 
die Luxus-Immobilie 2024 
schließlich einen Erlös von 
5,45 Millionen Euro.

„Obwohl sich am klei-
nen Grundstück samt klei-
nem Freizeitwohnsitz vor-
erst nichts verändert hat, 
ist der Kaufpreis in knapp 
zwei Jahren um das Fünf-
fache explodiert“, kritisiert 
der Klubchef der Liste Fritz, 
Markus Sint. So gehe Mil-
lionen scheffeln für einige 
wenige, so würden Grund-
stücks- und Wohnungskos-
ten aber für alle Einheimi-
schen steigen. „Und so geht 
auch der Ausverkauf Tirols 
weiter.“(pn)

Preissprung auf 5,45 Mio. Euro

Markus Sint/Liste Fritz 

(Klubobmann)�

„Obwohl sich 
nichts verändert 

hat, ist der Kaufpreis 
in zwei Jahren um das 
Fünffache gestiegen.“
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Innsbruck – Will LR Mario 
Gerber als neuer Innsbrucker 
ÖVP-Chef nicht sofort zwi-
schen allen Stühlen sitzen, 

muss er beginnend mit sei-
ner Wahl heute Abend bereits 
klare Kante zeigen. Das heißt, 
der bisher glücklosen bürgerli-
chen Gruppierung „Das Neue 
Innsbruck“ den ÖVP-Stempel 
aufdrücken sowie eine Abkehr 

von der Totalopposition ge-
genüber Bürgermeister Johan-
nes Anzengruber einleiten.

Der Konflikt mit Bündnis-
Partner „Für Innsbruck“ und 
Ex-Bürgermeisterin Christine 
Oppitz-Plörer ist damit pro-
grammiert. Allerdings auch 
mit jenen Innsbrucker ÖVP-
Funktionären, die bei Gerber 
nicht mehr erste Wahl sind. 
Ein Zerbrechen der bürger-
lichen Zweckgemeinschaft 
während der Gemeinderats-
periode bis 2030 kann aller-
dings keine Option sein, dann 
spielt die ÖVP in der Innsbru-
cker Tagespolitik nämlich 
überhaupt keine Rolle mehr.

Gerber hat deshalb viel zu 
verlieren, zumal die politische 
Antriebsfeder von Oppitz-Plö-
rer von Rache geprägt wird. 
Vor der Gemeinderatswahl 
2024 bekam dies Georg Willi 
(Grüne) zu spüren, der sie aus 

dem Amt bugsiert hatte. Seit 
der Innsbruck-Wahl nimmt 
sie Anzengruber ins Visier, 
der „Das Neue Innsbruck“ an 
die Wand gespielt hat. Und 
gegenüber Gerber wetzt Op-
pitz-Plörer wegen dessen ge-

forderter Kurskorrektur in der 
Stadtpolitik ebenfalls bereits 
die politischen Messer.

Andererseits benötigt der 
Wirtschafts- und Tourismus-
landesrat jedoch außerhalb 
der Regierung so etwas wie  
politisches Gewicht. Obwohl 
Wirtschaftskammerpräsiden-
tin Barbara Thaler bei der Ab-
löse ihrer Bezirksobleute von 
Kufstein und Kitzbühel nicht 
gerade strategisch klug vor-
gegangen ist: Sie rittert nach 
wie vor mit LR Cornelia Ha-
gele um die Nummer zwei in 
der Tiroler VP hinter Partei-
chef und Landeshauptmann 
Anton Mattle. Gerber hat hier 

Boden verloren, mit Inns-
bruck könnte er aufholen. 
Oder sich endgültig aus dem 
Rennen verabschieden, sollte  
er in der Stadt-ÖVP scheitern.

Mattle wird die ÖVP mit Si-
cherheit in die Landtagswahl 
2027 führen, nächstes Jahr 
werden dafür die Weichen ge-
stellt. Gerber bleibt nicht mehr 
viel Zeit. Vorerst muss er den 
von seinen Gegnern absicht-
lich weggeworfenen Bananen-
schalen ausweichen, um nicht 
auszurutschen. Trotzdem 
sieht alles ein wenig nach ei-
ner „Mission: Impossible“ aus, 
doch Gerber hat den Auftrag 
bewusst angenommen.

Auftrag angenommen, aber „Mission: Impossible“
Ab heute Abend gilt’s: Siegen oder fliegen heißt die Devise für LR Mario Gerber bei der Reform der Innsbrucker Volkspartei. 

Heute steigt Gerber (r.) in die Riege der Chefs in der ÖVP neben Landes-
parteiobmann Mattle (l.) und Bundesparteichef Stocker auf.� Foto: APA/Groder

Hintergrund
Von 

Peter Nindler 
peter.nindler@tt.com
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Die beiden Gehaltssysteme in den Gesundheitsberufen stehen in der Kritik: Eine Rettungsaktion wird gefordert.�Foto: Böhm

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Letztlich war 
von einer Einstimmigkeit auf 
der AK-Vollversammlung am 
Freitag keine Spur. Die Forde-
rung von AK-Präsident Erwin 
Zangerl, an den Tirol Kliniken 
gesetzlich alle MitarbeiterIn-
nen von Gesundheitsberufen 
im Entlohnungssystem alt ins 
System neu zu überführen, 
fiel lediglich bei seiner eige-
nen Fraktion (AAB-FCG) und 
den Freiheitlichen auf frucht-
baren Boden. Eine Mehr-
heit hatte der Antrag damit 
dennoch locker. Grüne, FSG, 
Linke  und Parteifreie stimm-
ten dagegen. Hauptkritik-
punkt der Antragsgegner: 
das Ausklammern der Be-
zirkskrankenhäuser.  Zangerl 
kommentierte dies mit „Par-
teitaktik“: „Alles auf einmal 
geht nicht.“ Bereits im Vor-

feld hatte Zangerl angekün-
digt, hier „Schritt für Schritt“ 
vorgehen zu wollen.

Noch am Montag wird Zan-
gerl den Antrag allen Land-
tagsklubs übermitteln. Wie 
berichtet, will Zangerl damit 
das Zwei-Klassen-System in 
den Gesundheitsberufen be-
enden. Und damit den – trotz 
jüngster Reformen – anhal-
tenden Streit um faire und 
unfaire Entlohnung beenden.

Eine schnelle Lösung dürfte 
im Landhaus aktuell nicht in 

Sicht sein. Das Land muss 
sparen. Eine gesetzliche Über-
führung aller „Alt-Verträge“ 
an den Landeskrankenhäu-
sern ins Entlohnungssystem 
neu würde aber Finanzmittel 
binden, welche das Land ak-
tuell nicht aufbringen könne, 
heißt es. Auch Gesundheits-
landesrätin Cornelia Hagele 
(VP) lässt dies durchblicken: 
„Wir arbeiten daran, die be-
stehenden Strukturen wei-
terzuentwickeln, den Pflege-
alltag zu verbessern und das 
Personal bestmöglich zu un-
terstützen.“ Eine unmittel-
bare Änderung  der gesetzli-
chen Rahmenbedingungen 
und der budgetären Situation 
sei aber „derzeit nicht abseh-
bar“. Zumindest sei die AK-
Klage gegen die Tirol Klini-
ken abgewendet, so Hagele: 
„Gemeinsam mit Zangerl ha-
be ich mich für eine raschere 

rechtliche Prüfung der Um-
stufungen im Gehaltssystem 
eingesetzt.“

Dass man sich in der AK-
Vollversammlung gegen Zan-
gerls Antrag gestellt habe, be-
gründen die Grünen damit, 
dass es jedem Mitarbeiter 
selbst überlassen bleiben sol-
le, welches Gehaltssystem für 
ihn mehr Vorteile biete. Da 
die schwarz-rote Landesre-
gierung aber ein neues Opti-
onsfenster nicht öffnen wolle, 
würde „ein Großteil der Pfle-
gekräfte in den Altverträgen 
gefangen gehalten“, so Land-
tagsabgeordnete Petra Wohl-
fahrtstätter. Sie sieht auch 
AAB-Chef Jakob Wolf gefor-
dert. Liste-Fritz-Chefin And-
rea Haselwanter-Schneider 
betont, stets ein neues Op-
tionsfenster eingefordert zu 
haben – bis dato vergeblich.

Land fehlt das Geld 
für Gehälter-Reform
Antrag für Vereinheitlichung der Entlohnungssysteme in 

Gesundheitsberufen ging in AK-Vollversammlung nur mit 

schwarz-blauen Stimmen durch. Land in Budgetzwängen.

Cornelia Hagele 
(Gesundheitslandesrätin, VP)�

„Derzeit ist keine 
Änderung der 

gesetzlichen Rahmen-
bedingungen und der 
budgetären Situation 
absehbar.“
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Andrea Haselwanter-Schneider 
(Liste-Fritz-Parteiobfrau)�

„Wir fordern seit 
Monaten, dass 

das Optionsfenster 
wieder geöffnet wird. 
Es braucht ein faires 
Gehaltssystem.“

Petra Wohlfahrtstätter 
(Gesundheitssprecherin Grüne)�

„Macht Jakob Wolf 
Mattle und Hagele 

weiterhin die Mauer 
oder kommt er endlich 
seiner Aufgabe als AAB-
Obmann nach?“

Innsbruck – Im Rahmen 
der AK-Vollversammlung 
am Freitag wurde auch ein 
Antrag für ein kostenloses 
Öffi-Angebot verabschie-
det. AK-Präsident Erwin 
Zangerl will demzufolge 
mittels einer neuen zweck-
gebundenen Nächtigungs-
abgabe im Tourismus die 
öffentliche Mobilität in 
Tirol finanzieren. Diese 
solle zusätzlich zur bereits 
geltenden Tourismusab-
gabe eingehoben werden. 
„Dieses neue solidarische 
Finanzierungsmodell wä-
re zielgerichtet und sach-

gerecht, da der Tourismus 
ja auch in hohem Maß 
von einem gut funktionie-
renden ÖPNV profitiert“, 
so Zangerl. Die Landesre-
gierung solle deshalb um-
gehend eine gesetzliche 
Grundlage hierfür prüfen. 
Zangerl schweben rund 
zwei Euro pro Nacht vor. 
Damit könnten pro Jahr 
rund 97,5 Mio. Euro luk-
riert werden, was laut Zan-
gerl in etwa den aktuellen 
Ticketerlösen durch VVT-
Stammkunden entsprä-
che. Das würde die Tirole-
rInnen entlasten. (mami)

AK: Nächtigungs-Euro 
für Gratis-VVT

Von Peter Nindler

Innsbruck – Wasserkraft, 
Windenergie und Photovol-
taik: Diesen Mix aus Erneuer-
baren benötigt es, damit Tirol 
2020 seinen Energiebedarf aus 
nachhaltigen Energieträgern 
decken kann. Doch vor allem 
gegen den Ausbau der Was-
serkraft wie im Kaunertal mit 
dem neuen Speicher im Plat-
zertal oder gegen Windparks 
regt sich massiver Widerstand. 

So fordern 35 Bürgeriniti-
ativen, Vereine und Natur-
schutzorganisationen die 
Absage des „Planungsfossils“ 
im Kaunertal. Das geplante 
Pumpspeicherkraftwerk ist 
für die Landesregierung je-
doch ein Eckpfeiler für die 
angestrebte Energiewende 

in Tirol. „Mit Energiespa-
ren alleine werden wir die 
Energieautonomie nicht er-
reichen“, entgegnet Energie-
referent und Landeshaupt-
mannstellvertreter Josef 
Geisler (VP) den Kritikern. 

Geisler weist andererseits 
darauf hin, dass die Errich-
tung von Kraftwerken und 
Windrädern natürlich Ein-
griffe in die Landschaft und 
Natur bedeutet. „Diese wol-
len wir jedoch möglichst ge-
ring halten. Mit der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gibt 
es zudem ein strenges Regel-
werk, um Beeinträchtigungen 
von vornherein auszuschlie-
ßen.“ Gerade Pumpspeicher 
würden als grüne Batterien 
einen unverzichtbaren Bei-
trag zur Netzstabilität und 
Versorgungssicherheit in Ti-
rol leisten.

Gleichzeitig drängt die EU 
darauf, Beschleunigungs-
gebiete für Windparks oder 
großflächige Photovoltaikan-
lagen auszuweisen. Tirol wird 
dafür noch heuer die gesetz-
liche Grundlage schaffen, bis 
Februar 2026 müssen dann 

die Zonen definiert werden. 
Sie beinhalten eine Verfah-
rensbeschleunigung und Ge-
nehmigungserleichterungen. 
Zusätzlich wird den Vorhaben 
ein überwiegendes öffentli-
ches Interesse zugeschrieben. 
Die Wirtschaft drängt auf 
die rasche Umsetzung, ein 
Knackpunkt ist die Windkraft. 

Mit Windenergie könn-
ten 4,9 Prozent des aktuellen 
Energiebedarfs in Tirol abge-
deckt werden. Trotz heftigen 
Gegenwinds möchte Geisler 
an Windrädern festhalten. 
„Wir sind technologieoffen.“ 
Wegen der Topographie, der 
Schutzgebiete, Ruhezonen 
sowie Vogelzugrouten gebe 
es einige Ausschlusskriteri-
en. „Dennoch gehe ich davon 
aus, dass der eine oder ande-
re Windpark realisiert werden 
kann“, ist Geisler optimistisch.

Vorrang für Photovoltaik

Alleine in Tirol wurden 2024 
mehr als 7600 Photovoltaik
anlagen neu installiert. 
Großflächige sind ebenfalls 
geplant, große PV-Parks aller-
dings nicht vorgesehen. Geis-
ler: „Wir wollen vorwiegend 
bereits versiegelte Flächen 
wie Dächer etc. nutzen.“

Regierung will den 
Widerständen trotzen

Energiereferent Geisler hält an Wind- und Wasserkraft 

fest. Beschleunigungsgebiete werden bis 2026 festgelegt.

Gegen einen Speicher im Platzertal regt sich heftiger Protest. Mehr als 

sechs Hektar Moorflächen werden geflutet.� Foto: Irene Rapp

Konferenz der Landes-

energiereferenten: Gestern 

haben die Landesenergie­

referenten in Wien über den 

Ausbau der erneuerbaren 

Energie und über Beiträge 

der Energieversorger sowie 

über die Netzkosten dis­

kutiert. 

Gewinnabschöpfung: Für 

Tirols Energiereferenten 

LHStv. Josef Geisler stem­

men vor allem die regionalen 

Energieunternehmen die 

Energiewende. „Daher sollten 

mögliche weitere Abschöp­

fungen seitens des Bundes 

sorgfältig abgewogen werden 

– insbesondere mit Blick auf 

die Versorgungssicherheit 

und die regionalwirtschaftli­

che Wertschöpfung.“

Netzkosten: Die östlichen 

Bundesländer fordern eine 

österreichweit gerechte Ver­

teilung der Kosten, weil sie in 

Ober- und Niederösterreich so­

wie im Burgenland sehr hoch 

sind. Das lehnt Tirol jedoch ab.

Energie-Politik 

LHStv. Josef Geisler/ÖVP 
(Energiereferent)�

„Mit Energiesparen 
alleine werden wir 

die Energieautonomie 
nicht erreichen.“

D ass der Schienen
gütertransport auf der 

Schiene über den Brenner 
stagniert, hat für NEOS-
Klubobfrau Birgit Ober-
müller zwei Gründe: „Die 
Straße ist aufgrund des Die-
selprivilegs zu billig und die 
Schiene ist zu teuer.“ Ein-
mal mehr fordert die pinke 
Landespolitikerin die Ab-
schaffung des Dieselprivi-
legs: „Um den Transit durch 
Tirol zu verringern, braucht 
es mehrere Maßnahmen, in 
erster Linie die Abschaffung 
des Dieselprivilegs. Der bil-
lige Diesel führt nämlich 
dazu, dass jährlich Hun-

derttausende  Lkw unnötige 
Umwege durch unser Land 
machen.“

S charfe Kritik an der von 
Soziallandesrätin Eva 

Pawlata (SP) geplanten 
Verschärfung des Mindest-

sicherungsgesetzes kommt 
von Grünen-Abgeordneter 
Zeliha Arslan: „Wer in Ti-
rol arm ist, wird misstrau-
isch beäugt, überwacht und 
durchleuchtet. Hier spielt 
der Datenschutz offenbar 
keine Rolle.“ Wer indes ei-
nen Freizeitwohnsitz besit-
ze oder sein Vermögen in 
Immobilien parke, „kann 
sich sicher sein: Hier wird 
Datenschutz ganz groß ge-
schrieben.“ Dass nun just 
die SPÖ auf diese Verschär-
fung dränge, so Arslan, 
spräche Bände: „Das ist 
man sonst nur von der FPÖ 
gewohnt.“ (pn, mami) 

Aus für Dieselprivileg gefordert
Politik in Kürze

Obermüller drängt auf Ende der 

Diesel-Begünstigung.� Foto: Rita Falk
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